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Stadtbetrieb Zentrale Dienste 

Vergabeart: Offenes Verfahren (VOL) 
Es sollen vergeben werden: Unterhaltsreini­
gung, Kinderhilfezentrum Eulerstraße. Ge­
samtmenge bzw. -umfang: Unterhaltsreinigung im 
Objekt Kinderhilfezentrum Eulerstraße. Jährliche 
Reinigungsfläche ca. 1.326.000 qm in verschie­
denen Einrichtungen des Kinderhilfezentrums 
(Kindertagesstätte, Ausbildungsrestaurant, Wohn­
gruppen u. a.). Keine Lose. Keine Optionen. 
Varianten/ Alternativangebote sind nicht zulässig. 
Vertragslaufzeit: 01. April 2015 bis 31. März 
2019. Die Ausschreibung wird ausschließlich 
elektronisch unter https:/ /www.vergabe.dues
seldorf.de

 ­
 kostenlos zur elektronischen Bearbei­

tung und Angebotsabgabe angeboten. Die Bieter 
werden gebeten, sofern nicht bereits erfolgt, sich 
dort zu registrieren und das Angebot elektronisch 
zu bearbeiten. Eine Angebotsabgabe ist aus­
schließlich elektronisch mittels Signaturkarte, 
Softzertifikat oder mittels des Mantelbogenver­
fahrens möglich. Angebote in Papierform sind 
nicht zugelassen. Ausgabe bis: 12.01.2015. 
Schlusstermin für den Eingang der Angebote: 
12.01.2015 um 10:00 Uhr. Zuschlags- und Bin­
defrist: 04.03.2015. Geforderte Kautionen und 
Sicherheiten: Keine. Wesentliche Finanzierungs­
und Zahlungsbedingungen und/ oder Verweis auf 
die maßgeblichen Vorschriften: Zahlungen erfol­
gen nach § 17 VOL/B. Rechtsform der Bieterge­
meinschaft, an die der Auftrag vergeben wird: 
M5: Bietergemeinschaften haften gesamtschuld­
nerisch und müssen mit der Einreichung des 
Angebots einen bevollmächtigten alleinigen Ver­
treter für das Vergabeverfahren benennen. Die 
von allen Mitgliedern unterschriebene Vollmacht 
ist im Original vorzulegen. Persönliche Lage des 
Wirtschaftsteilnehmers sowie Auflagen hinsicht­
lich der Eintragung in einem Berufs- oder Handels­
register: Angaben und Formalitäten, die erforder­
lich sind, um die Einhaltung der Auflagen zu über­
prüfen: Bieter, sowie deren Nachunternehmer und 
Verleiher von Arbeitskräften, soweit sie bereits 
bei Angebotsabgabe bekannt sind, sind verpflich­
tet, die gem. §§ 4 und 18 des Tariftreue- und Ver­
gabegesetzes NRW vom 10.01.2012 geforder­
ten Verpflichtungserklärungen abzugeben. Zudem 
ist die Verpflichtungserklärung gemäß § 19 TVgG-
NRW vom Bieter abzugeben. Dem Angebot sind 
alle erforderlichen Angaben zu den Eignungskrite­
rien (z.B. Referenzen, Registerauszug u. ä.), die 
in den Vergabeunterlagen unter M1-M9 sowie ZE1 
definiert sind, elektronisch hinzuzufügen. Hierzu 
zählen auch ergänzende Eigenerklärungen, die 
ebenfalls elektronisch mit dem Angebot abzuge­
ben sind. M2: Nachweis über die Eintragung in 
das einschlägige Handelsregister durch Vorlage 
eines Auszugs dieses Registers (nicht älter als 3 
Monate) oder einer gleichwertigen Bescheinigung 
ggf. des Herkunftslandes (nicht älter als 3 Mona­
te). M3: Erklärung (Anlage 1 der VU), dass gegen 
eine geschäftsführend verantwortlich handelnde 
bzw. eine betriebsinhabende Person des Bieters 
keine strafrechtlichen Verfahren anhängig sind 
oder Verurteilungen bereits ausgesprochen wur­
den (§ 6 (5) Buchst. c)VOL/A 2009). Auf Verlan­

gen hat der Bieter unverzüglich einen Auszug aus 
dem Bundeszentralregister (polizeiliches Füh­
rungszeugnis) oder eine gleichwertige Urkunde 
einer zuständigen Gerichts- oder Verwaltungsbe­
hörde des Herkunftslandes zu erbringen. Wirt­
schaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit: 
Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind, 
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: 
M1: Nachweis der Zahlung der Sozialversiche­
rungsbeiträge, der Berufsgenossenschaftsbeiträ­
ge sowie der steuerlichen Unbedenklichkeit durch 
Eigenerklärung (Anlage 1 der VU). M7: Der Bieter 
hat den Nachweis der finanziellen Leistungsfähig­
keit durch Angabe von Geschäftsberichten oder 
vergleichbaren Dokumenten der letzten 2 Jahre 
zu führen. Mindestvoraussetzung ist eine Eigener­
klärung über den Umsatz des Unternehmens in 
dem für diese Leistung verantwortlichen Bereich. 
M8: Der Bieter hat spätestens bis zur Zuschlag­
serteilung den Nachweis zu führen, dass er über 
eine Versicherungsdeckung bei Schäden (Be­
triebshaftpflicht) über eine Mindestsumme von 
2,5 Mio. EUR für Personen- und Sachschäden, 
über 200.000 EUR für die Abdeckung des Schlüs­
selrisikos und 100.000 EUR für Bearbeitungs­
/Tätigkeitsschäden verfügt. Mit Abgabe des 
Angebotes weist der Bieter eine bestehende 
Betriebshaftpflichtversicherung mittels Erklärung 
der Versicherung oder vergleichbarer Urkunde 
nach. Der endgültige Nachweis ist durch eine Bei­
tragszahlungsbestätigung des Versicherungsge­
bers für den aktuellen Versicherungszeitraum zu 
erbringen. Technische Leistungsfähigkeit: Anga­
ben und Formalitäten, die erforderlich sind, um 
die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: M6: 
Der Bieter hat den Nachweis der fachlichen Lei­
stungsfähigkeit durch Angabe von mind. 2 der in 
den letzten 3 Geschäftsjahren ausgeführten Auf­
träge zu führen, die mit dem ausgeschriebenen 
Auftrag vergleichbar sind (Referenzen im Bereich 
der Unterhaltsreinigung!). Die Angabe der Refe­
renzen erfolgt inkl. Auftraggeber, Projektbezeich­
nung, Auftragswert, Zeitraum, Ansprechpartner 
inkl. Telefonnummer und ggf. E-Mail-Adresse. 
Sofern der Bieter in einem aktiven Vertragsver­
hältnis mit der Landeshauptstadt Düsseldorf für 
die ausgeschriebene Leistung steht, ist die Anga­
be der Referenzen entbehrlich. M9: Der Bieter 
weist seine technische Leistungsfähigkeit ferner 
über Angabe der Geräte nach, die er für diesen 
Auftrag im Objekt einzusetzen beabsichtigt. Eine 
Liste mit einer allgemeinen Beschreibung, z.B. 
Bodenfahrautomat, reicht aus. Sollte aus den zur 
Verfügung gestellten Informationen die techni­
sche Eignung, insbesondere die Machbarkeit der 
Höhe der angegebenen Leistungsrichtwerte, 
nicht zweifelsfrei nachgewiesen sein, kann auf 
Anforderung eine Probereinigung erfolgen. Den 
Zuschlag erhält das Angebot mit dem niedrigsten 
Preis. Einlegung von Rechtsbehelfen, genaue 
Angaben zu den Fristen für die Einlegung von 
Rechtsbehelfen: Nach § 101b Abs. 2 GWB endet 
die Frist, mit der die Unwirksamkeit eines Vertra­
ges mit einem Nachprüfungsverfahren geltend 
gemacht werden kann, 30 Kalendertage ab 
Kenntnis des Verstoßes, der zur Unwirksamkeit 
des Vertrages führt, jedoch nicht später als 

sechs Monate nach Vertragsschluss oder im Falle 
der Veröffentlichung der Bekanntmachung der 
Auftragsvergabe im Supplement zum Amtsblatt 
der Europäischen Union 30 Kalendertage nach 
dieser Veröffentlichung. Nach § 107 Abs. 3 Nr. 1 
bis 4 GWB ist der Antrag auf Einleitung eines 
Nachprüfungsverfahrens unzulässig, soweit - der 
Antragsteller den gerügten Verstoß gegen Verga­
bevorschriften im Vergabeverfahren erkannt und 
gegenüber dem Auftraggeber nicht unverzüglich 
gerügt hat, - Verstöße gegen Vergabevorschrif­
ten, die aufgrund der Bekanntmachung erkennbar 
sind, nicht spätestens bis Ablauf der in der 
Bekanntmachung benannten Frist zur Angebots­
abgabe oder zur Bewerbung gegenüber dem Auf­
traggeber gerügt werden, - Verstöße gegen Ver­
gabevorschriften, die erst in den Vergabeunterla­
gen erkennbar sind, nicht spätestens bis zum 
Ablauf der in der Bekanntmachung benannten 
Frist zur Angebotsabgabe oder zur Bewerbung 
gegenüber dem Auftraggeber gerügt werden, ­
mehr als 15 Kalendertage nach Eingang der Mit­
teilung des Auftraggebers, einer Rüge nicht 
abhelfen zu wollen, vergangen sind. Nähere Aus­
künfte sind erhältlich bei: Landeshauptstadt Düs­
seldorf, Der Oberbürgermeister, Stadtbetrieb 
Zentrale Dienste, 40200 Düsseldorf, Herr Groth, 
Tel.: +49(0)211.89-96867, Fax: +49(0)211.89­
36867, michael.groth@duesseldorf.de. Diese 
Veröffentlichung wurde redaktionell gekürzt, ent­
hält aber alle maßgeblichen Inhalte der EU-weiten 
Veröffentlichung. Der komplette Veröffentli­
chungstext kann im Supplement zum Amtsblatt 
der EU unter http://ted.europa.eu oder auf den 
Internet-Seiten der Stadt Düsseldorf: http://www.
duesseldorf.de/bauverwaltung/ausschreib
ung/vol/index.shtml

 
 ­

 eingesehen oder beim Bau­
verwaltungsamt - Submissionsstelle - (Tel. 
0211/89-96621 Frau Krapp) angefordert wer­
den. 

• 

Amt für Gebäudemanagement 

Vergabeart: Öffentliche Ausschreibung (VOB) 
Es sollen vergeben werden: Elektroarbeiten, 
Feuerwache Frankfurter Straße. Umfang der 
Leistung: Auf der Frankfurter Straße wird ein 
Brandhaus und eine Atemübungsstrecke für die 
Feuerwache neu gebaut: 1 St Hauptverteilung, 
650 m Kabel 4 x 16 qmm bis 4 x 150 qmm, 
6800 m NHXMH 3 x 1,5 qmm bis 7 x 2,5 qmm, 
1800 J-H(St)H 2 x 2 x 0,8 mm, 100 St Beleuch­
tungskörper, 1 St Notlicht. Nebenangebote sind 
nicht zugelassen. Ausführungs-/Lieferzeit: April 
2015 bis August 2015. Sicherheitsleistungen: 
keine. Ausgabe der Angebotsvordrucke ab: 
08.12. 2014. Ausgabe bis: 07.01.2015. Druck-
kosten: 35,- Euro (Druckkosten werden nicht 
erstattet). Eröffnung der Angebote: 14.01.2015 
um 10:30 Uhr. Zuschlags- und Bindefrist: 

http://ted.europa.eu
mailto:michael.groth@duesseldorf.de
http://www.duesseldorf.de/bauverwaltung/ausschreibung/vol/index.shtml
https://www.vergabe.duesseldorf.de
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20.02.2015. Referenzen sind dem Angebot 
gemäß den Vergabeunterlagen beizufügen. Bie­
ter, sowie deren Nachunternehmer und Verleiher 
von Arbeitskräften, soweit sie bereits bei Ange­
botsabgabe bekannt sind, sind verpflichtet, die 
gemäß §§ 4 und 18 des Tariftreue- und Vergabe­
gesetzes NRW vom 10.01.2012 geforderten Ver­
pflichtungserklärungen abzugeben. 

• 

Amt für Gebäudemanagement 

Vergabeart: Öffentliche Ausschreibung (VOB) 
Es sollen vergeben werden: Gerüstarbeiten, 
Schule Urdenbacher Allee. Umfang der Lei­
stung: Lieferung, Montage, Demontage eines 
Stahlrohrrahmengerüsts, Lastklasse 4, 3 St Lei­
tergänge, mit Dachfanggerüst, Schutznetz für 
Stahlarbeiten und Fußgängertunnel; Fläche ca. 
700 qm; Vorhaltezeit 15 Wochen; Baustellenein­
richtung. Nebenangebote sind zugelassen. Aus­
führungs-/Lieferzeit: März 2015 bis Mitte Juni/ 
August 2015. Sicherheitsleistungen: keine. Aus­
gabe der Angebotsvordrucke ab: 08.12.2014. 
Ausgabe bis: 23.12.2014. Druckkosten: 13,­
Euro (Druckkosten werden nicht erstattet). Eröff­
nung der Angebote: 06.01.2015 um 10:30 Uhr. 
Zuschlags- und Bindefrist: 06.02.2015. Referen­
zen sind dem Angebot gemäß den Vergabeunter-
lagen beizufügen. Bieter, sowie deren Nachunter­
nehmer und Verleiher von Arbeitskräften, soweit 
sie bereits bei Angebotsabgabe bekannt sind, 
sind verpflichtet, die gemäß §§ 4 und 18 des 
Tariftreue- und Vergabegesetzes NRW vom 
10.01.2012 geforderten Verpflichtungserklärun­
gen abzugeben. 

• 

Ausschreibungsunterlagen können ab dem 
jeweils angegebenen Zeitpunkt abgeholt werden 
bei: Landeshauptstadt Düsseldorf, Bauver­
waltungsamt -Submissionsstelle-, Brinckmann­
straße 5, 3. Etage, Zimmer 3161, 40225 Düssel­
dorf, Montag bis Donnerstag von 7.30 bis 16.00 
Uhr, Freitag von 7.30 bis 13.00 Uhr 

(Telefon 0211-89-93902 / Fax 89-29080/ 
e-mail: ausschreibungen@duesseldorf.de). 

Die Ausschreibungsunterlagen können auch 
schriftlich bei der v.g. Stelle unter Angabe des 
Vergabeamtes und des Ausschreibungsobjektes 
angefordert werden. Sofern gefordert, ist ein auf 
den Betrag der Druckkosten ausgestellter 
Scheck beizufügen. Der Betrag kann auch unter 
Angabe des Kassenzeichens 6004-7400-0195-4 
und der Bezeichnung der Ausschreibung auf das 
Konto der Stadtkasse Düsseldorf bei der Stadt­
sparkasse Düsseldorf (IBAN: DE61 3005 0110 
0010 0004 95, BIC: DUSSDEDDXXX) überwiesen 
werden. Die Ausgabe bzw. die Übersendung der 
Unterlagen erfolgt nur gegen den Nachweis der 
Überweisung. Unterlagen, die kostenlos abgege­
ben werden, können auch per Fax unter der v.g. 
Nummer oder per e-mail angefordert werden. 

Geforderte Referenzen sind dem Angebot oder 
dem Teilnahmeantrag im Rahmen eines Teilnah­
mewettbewerbes beizufügen. Für die Anforde­
rung von Ausschreibungsunterlagen sind Referen­
zen nicht erforderlich. Die Angebote sind in deut­
scher Sprache abzufassen. Zahlungen erfolgen 
nach § 16 VOB/B bzw. § 17 VOL/B. 

Abgabe der Angebote zu den oben genannten 
Öffnungszeiten bei der v.g. Stelle, jedoch in der 
Poststelle des Bauverwaltungsamtes, Zimmer 
3101. Die Angebote sollten möglichst 15 Minu­
ten vor dem Eröffnungs-/Abgabetermin dort vor­
liegen. Bitte berücksichtigen Sie bei der Übersen­
dung Ihrer Angebote einen mindestens 2-tägigen 
Postweg! Angebotseröffnungen nach der VOB fin­
den bei v.g. Stelle in Zimmer 3162 in Gegenwart 
der Bieterinnen und Bieter statt. Bei Ausschrei­
bungen nach der VOL sind Bieterinnen und Bieter 
nicht zugelassen. Teilnahmewettbewerbe: Bewer­
bungen in deutscher Sprache richten Sie mit den 
geforderten Unterlagen bitte ebenfalls an die v.g. 
Stelle. Die Anträge können auch durch Fax, e-mail 
oder Telefon übermittelt werden, müssen aber 
vor Ablauf der Bewerbungsfrist schriftlich bestä­
tigt werden. 

Zur Nachprüfung behaupteter Verstöße gegen die 
Vergabebestimmungen unterhalb der EU-relevan­
ten Schwellenwerte können sich Bewerberinnen 
und Bewerber oder Bieterinnen und Bieter an die 
Bezirksregierung Düsseldorf, Fischerstraße 2, 
40474 Düsseldorf, wenden. 
Zur Nachprüfung behaupteter Verstöße gegen die 
Vergabebestimmungen oberhalb der EU-relevan­
ten Schwellenwerte können sich Bewerberinnen 
und Bewerber oder Bieterinnen und Bieter an die 
Vergabekammer bei der Bezirksregierung Düssel­
dorf, Am Bonneshof 35, 40474 Düsseldorf wen­
den. 
Alle Ausschreibungsveröffentlichungen finden 
Sie im Internet unter www.duesseldorf.de/
ausschreibung

 
. Soweit technisch möglich, kön­

nen verschiedene Ausschreibungen auch kom­
plett kostenlos abgerufen werden. 

Öffentliche Zustellungen 
Ordnungsamt: 
des Bescheides 3290-5002-0859-6 SB 002 vom 
29.09.2014 an Senol Arpaci, Volkardeyer Straße 15, 
40878 Ratingen 

des Bescheides 3270-5012-3435-2 SB 051 vom 
23.10.2014 an Erkin Kaya, Bleicherhof 16, 40878 
Ratingen 

des Bescheides 3270-5012-5312-8 SB 112 vom 
28.10.2014 an Marius Catalih Cretu, Dealul Viilor Bl. 
Nr. 2, 110058 Pitesti, Rumänien 

des Bescheides 3270-5013-0781-3 SB 111 vom 
19.11.2014 an Raul Ovidia Bale, Corvin-4 Bl. 4 Ap. 18, 
002750 Hunedoara, Rumänien 

des Bescheides 3270-5007-6790-0 SB 112 vom 
10.11.2014 an Bulla, Oliver Martin, Burgstraße 24, 
41469 Neuss 

Der Bescheid kann beim Ordnungsamt der Landes­
hauptstadt Düsseldorf, Erkrather ‘Straße 1-3, 40210 
Düsseldorf, Zimmer 110 eingesehen, bzw. in Empfang 
genommen werden. 

Mit der öffentlichen Zustellung werden Fristen in Gang 
gesetzt, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen kön­
nen. 

Amt für Einwohnerwesen 
Abt. Kommunale Ausländerbehörde 

Ordnungsverfügung vom 28.11.2014, Aktenzeichen 
33/33 – HIB - SO 51/14 an den marokkanischen 
Staatsangehörigen Abdelfattah BAKOURI, geb. 
11.08.1978 in Selouane/Marokko, ohne gemeldete 
Anschrift. 

Die Ordnungsverfügung kann beim Amt für Einwohner­
wesen, Abteilung Kommunale Ausländerbehörde, Willi-
Becker-Allee 7, 40227 Düsseldorf, eingesehen bzw. in 
Empfang genommen werden. 

Mit der öffentlichen Zustellung werden Fristen in Gang 
gesetzt, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen kön­
nen. 

Öffentliche Sitzungen 
Bezirksvertretung 3 
Dienstag, 9. Dezember, 16 Uhr 
Bürgersaal im Stadtteilzentrum Bilk, 
Bachstraße 145, 1. Etage 
Schriftführer: Andreas Hauswirth, 
Tel: 89-93071 

Bezirksvertretung 8 
Donnerstag, 11. Dezember, 17 Uhr 
Rathaus Eller, Getrudisplatz 8, 1. OG, 
Sitzungssaal 
Schriftführer: Hartmut Knorr, 
Tel: 89-93318 

Bezirksvertretung 9 
Freitag, 12. Dezember, 16 Uhr 
Benrather Rathaus, Benrodestraße 46, 
1. OG, Sitzungssaal 
Schriftführer: Wolfgang Wirtz, 
Tel: 89-97127 

Öffentliche Zustellungen Öffentliche Sitzungen 

mailto:ausschreibungen@duesseldorf.de
http://www.duesseldorf.de/ausschreibung
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Der Oberbürgermeister der Landeshauptstadt Düsseldorf erlässt als zuständige Behörde folgende 

Tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung über die Anordnung der 
Aufstallung von Geflügel zum Schutz gegen die aviäre Influenza: 
Aufgrund von 
– §§ 6, 24 26, 37 und 38 des Tiergesundheitsge­

setzes 
-
-

-
-

– § 13 (1) der Geflügelpest-Verordnung 
– § 3 des Ausführungsgesetzes zum Tierseu­

chengesetz und zum Tierische Nebenprodukte-
Beseitigungsgesetz (AG TierSG TierNebG NRW) 

– Erlass des MKULNV vom 26.11.2014 
– § 5 der Tierseuchen-Zuständigkeitsverordnung 

NRW 

werden zur Vermeidung der Einschleppung oder 
Verschleppung des hochpathogenen aviären Influ­
enzavirus (Geflügelpest) hiermit nachstehende 
Maßnahmen bekannt gegeben und angeordnet: 

I. 
Sämtliches in den unten im Einzelnen angegebe­
nen Restriktionsgebieten gehaltenes Geflügel 
(Hühner, Truthühner, Perlhühner, Rebhühner, Fasa­
ne, Laufvögel, Wachteln, Enten und Gänse) ist ab 
sofort ausschließlich 

1. in geschlossenen Ställen oder 
2. unter einer Vorrichtung, die aus einer überste­

henden, nach oben gegen Einträge gesicher­
ten dichten Abdeckung und mit einer gegen 
das Eindringen von Wildvögeln gesicherten Sei­
tenabgrenzung bestehen muss (Schutzvorrich­
tung, Voliere), 

zu halten. 

II. 
Die Anordnung zur Aufstallung nach I. dieser Ver­
fügung gilt in folgenden Gebieten (Aufstallungs­
gebiete): 

– Rheinufer incl. 500 m Schutzsaum 
– Unterbacher	 See, Elbsee, Menzelsee sowie 

angrenzende Teiche incl. 1000 m Schutzsaum 
– Lambertussee	 und angrenzende Seen incl. 

1000 m Schutzsaum 
– Angermunder See und angrenzende Seen incl. 

1000 m Schutzsaum 
– Naturschutzgebiete: Rahmer Benden, Urdenba­

cher Kempe, Himmelgeister Rheinbogen, 
Schlosspark Benrath, Hasseler Forst, Eller 
Forst, Rotthäuser Bachtal, Hubbelrather Bach­
tal, Pillebachtal incl. 500 m Schutzsäume. 

III. 
Die sofortige Vollziehung der unter I. und II. ge­
troffenen Anordnungen dieser Tierseuchenverfü­
gung wird angeordnet. 

IV. 
Diese Tierseuchenverfügung gilt mit dem auf die 
Bekanntmachung folgenden Tag als bekanntgege­
ben. 

Begründung: 
In Mecklenburg-Vorpommern, dem Vereinigten 
Königreich und den Niederlanden sind seit dem 5. 
November 2014 fünf Ausbrüche von Geflügelpest 
in Hausgeflügelbeständen festgestellt worden. Als 
Erregertyp wurde in allen Fällen das Influenza-
Virus vom Typ H5N8 nachgewiesen. Am 22. 
November 2014 wurde der gleiche Virustyp bei 
einer erlegten Krickente auf der Insel Rügen fest­
gestellt. Das Bundesinstitut für Tiergesundheit 
(Friedrich-Loeffler-Institut – FLI -) hat daraufhin am 

25. November 2014 das Risiko einer Einschlep­
pung der Geflügelpest aus dem Wildbestand in 
Hausgeflügelbestände als hoch eingestuft. 

Die Kreisordnungsbehörde ist nach § 1 der Ver­
ordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet der 
Tiergesundheit, Tierseuchenbekämpfung und Be­
seitigung tierischer Nebenprodukte sowie zur 
Übertragung von Ermächtigungen zum Erlass von 
Tierseuchenverordnungen in der Fassung vom 
13.05.2014 (GV.NRW. S. 293) für den Erlass der 
Tierseuchenverfügung zur Vermeidung der Ein­
schleppung oder Verschleppung des hochpatho­
genen aviären Influenzavirus (Geflügelpest) in 
Hausgeflügelbestände zuständig. 

Zu I. und II.: 
Rechtsgrundlage für die unter I. angeordnete Auf­
stallungspflicht und die unter II. erfolgte Festle­
gung von sogenannten Risikogebieten ist § 13 
Absatz 1 und Absatz 2 der Geflügelpest-Verord­
nung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
8. Mai 2013 (BGBl. I S. 1212), die durch Artikel 
29 der Verordnung vom 17. April 2014 (BGBl. I 
S. 388; 402) geändert worden ist. 

Danach ordnet die zuständige Behörde eine Auf­
stallung des Geflügels in der erfolgten Art und 
Weise an, soweit dies auf der Grundlage einer Risi­
kobewertung zur Vermeidung der Einschleppung 
oder Verschleppung der Geflügelpest durch Wild­
vögel erforderlich ist. 

Die Anordnung der Aufstallung basiert auf einer 
Risikobewertung nach § 13 Absatz 2 Geflügel­
pest-Verordnung. Bei der im Wildvogelbestand 
festgestellten aviären Influenza (Typ H5N8) han­
delt es sich um eine hoch ansteckende und anzei­
gepflichtige Viruserkrankung des Geflügels und 
anderer Vogelarten, die schnell epidemische Aus­
maße annehmen und damit Tierverluste und 
große wirtschaftliche Schäden zur Folge haben 
kann. Aufgrund der Risikobewertung des FLI vom 
25. November 2014 wird das Risiko einer Ein­
schleppung der Geflügelpest aus dem Wildbe­
stand in Hausgeflügelbestände als hoch einge­
stuft. Der Risikobewertung wurde gemäß § 13 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Geflügelpest-Verord­
nung weiter zugrunde gelegt, dass sich in den 
unter II. bezeichneten Gebieten bevorzugt wildle­
bende Watt- und Wasservögel sammeln, rasten 
oder brüten. Um einem hohen Risiko des Eintrags 
der Geflügelpest in Geflügel haltende Betriebe 
und Privathaltungen durch infizierte Wildvögel so 
weit wie möglich vorzubeugen, sind Kontakte zwi­
schen Wildvögeln und Hausgeflügel möglichst zu 
vermeiden. Die wirkungsvollste und zugleich er­
forderliche Maßnahme, um dieses Ziel zu errei­
chen, ist die Aufstallung des Hausgeflügels. Ande­
re, weniger belastende Maßnahmen, die den glei­
chen Schutzzweck erreichen, sind nicht erkenn­
bar. 

Die Maßnahme wurde unter Berücksichtigung des 
mir eingeräumten Ermessens sowie des Verhält­
nismäßigkeitsgrundsatzes im Rahmen der gelten­
den Rechtsvorschriften getroffen. Andere – ggf. 
mildere – Möglichkeiten, die Tierseuche schnell 
und wirksam einzudämmen, sind nicht ersichtlich. 
Aus diesem Grund wurde die Aufstallung des 
Geflügels in den sogenannten Risikogebieten an­
geordnet. 

Zu III.: 
Gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 der VwGO wurde 
unter III. die sofortige Vollziehung der Maßnahme 
angeordnet. Eine Klage gegen diese Tierseuchen­
verfügung hat damit keine aufschiebende Wir­
kung. Ein besonderes öffentliches Interesse für 
die Anordnung der sofortigen Vollziehung ist hier 
gegeben, weil durch eine Einschleppung der aviä­
ren Influenza durch Wildvögel in Hausgeflügelbe­
stände die Gefahr von tiergesundheitlichen wie 
auch von wirtschaftlichen Schäden erheblich wäre 
und deshalb sofort zu unterbinden ist. Eine effek­
tive Tierseuchenprävention zum Schutz hoher 
Rechtsgüter erfordert hier ein Zurückstehen der 
Individualinteressen von betroffenen Geflügelhal­
tern am Eintritt der aufschiebenden Wirkung 
eines Rechtsbehelfs. Das öffentliche Interesse an 
umgehenden Maßnahmen zum Schutz gegen eine 
Einschleppung und Weiterverbreitung der Geflü­
gelpest überwiegt. 

Zu IV.: 
Auf Grundlage der §§ 41 Absatz 4 Satz 4, 43 
Absatz 1 VwVfG NRW kann – wie in IV. des Tenors 
erfolgt - als Zeitpunkt der Bekanntgabe einer All­
gemeinverfügung der auf die Bekanntmachung 
folgende Tag bestimmt werden. Damit wird die 
Tierseuchenverfügung einen Tag nach Bekanntga­
be wirksam. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diese Tierseuchenverfügung kann inner­
halb eines Monats nach Bekanntgabe Klage erho­
ben werden. Die Klage ist entweder schriftlich 
beim Verwaltungsgericht Düsseldorf, Bastionstr. 
39, 40213 Düsseldorf, oder dort zur Nieder­
schrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 
oder in elektronischer Form nach Maßgabe der 
Verordnung über den elektronischen Rechtsver­
kehr bei den Verwaltungsgerichten und den 
Finanzgerichten im Lande Nordrhein-Westfalen 
(Elektronische Rechtsverkehrsverordnung Verwal­
tungs- und Finanzgerichte - ERWO VG/FG) vom 
23.11.2005 (GV.NRW.S. 926) einzureichen. 

Hinweise: 
In begründeten Einzelfällen kann die zuständige 
Behörde auf Antrag Ausnahmen von der angeord­
neten Aufstallung genehmigen, wenn die Voraus­
setzungen nach § 13 Absatz 3 Geflügelpest-Ver­
ordnung vorliegen und die Einhaltung der Anforde­
rungen in § 13 Absatz 4 bis 7 Geflügelpest-Verord­
nung sichergestellt ist. 

Wer gegen die Aufstallungsanordnung vorsätzlich 
oder fahrlässig verstößt, verwirklicht den Buß­
geldtatbestand des § 64 Nummer 17 Geflügel­
pest-Verordnung, was nach § 32 Absatz 2 Num­
mer 4 Buchstabe a und Absatz 3 des Tierseu­
chengesetzes mit einer Geldbuße bis zu dreißig­
tausend Euro geahndet werden kann. 

Die Tierseuchenverfügung kann bei der Landes­
hauptstadt Düsseldorf, Amt für Verbraucher­
schutz, eingesehen werden. 

Im Auftrag 
gez. 
Klaus Meyer 
Amtstierarzt der 
Landeshauptstadt Düsseldorf" 



Seite 4 Amtliche Bekanntmachungen Nr. 49 – 6. Dezember 2014 

Widmung 
von Straßen 
Gemäß §6 des Straßen- und Wegegesetzes NW 
vom 28.11.1961 (GV NW S. 305) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 23.09.1995 (GV NW 
S. 1028) wird die unten näher bezeichnete Ver­
kehrsfläche dem öffentlichen Verkehr gewidmet. 

Heinrich­Heine­Gärten 

Von Willstätterstraße in nordöstliche Richtung, ca. 
61 m, Gemeindestraße, unbeschränkt. 

Ein entsprechender Plan kann während der 
Dienststunden, 

montags bis donnerstags 
in der Zeit von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
sowie 
freitags 
in der Zeit von 8.00 Uhr bis 14.00 Uhr 

beim Amt für Verkehrsmanagement 
Auf´m Hennekamp 45 
10. Etage, Zimmer 10.05 

eingesehen werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen die Widmung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die 
Klage ist beim Verwaltungsgericht Düsseldorf 
(Bastionstraße 39, 40213 Düsseldorf oder Post­
fach 200860, 40105 Düsseldorf) schriftlich oder 
zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle oder in elektronischer Form nach 
Maßgabe der Verordnung über den elektroni­
schen Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerich­
ten und den Finanzgerichten im Lande Nordrhein-
Westfalen (Elektronische Rechtsverkehrsverord­
nung Verwaltungs- und Finanzgerichte - ERVVO 
VG/FG) vom 7. November 2012 (GV. NRW S. 
548) zu erheben. Wird die Klage schriftlich erho­
ben, so soll sie möglichst dreifach eingereicht 
werden. 

Der Oberbürgermeister 
Amt für Verkehrsmanagement 

Widmung 
von Straßen 
Gemäß §6 des Straßen- und Wegegesetzes NW 
vom 28.11.1961 (GV NW S. 305) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 23.09.1995 (GV NW 
S. 1028) wird die unten näher bezeichnete Ver­
kehrsfläche dem öffentlichen Verkehr gewidmet. 

Kö­Passage 

Von Königsallee in nördliche Richtung bis Hofgar­
tenstraße, ca. 65 m, Gemeindestraße, für Fuß­
gänger, Anlieger und Ladeverkehr. 

Hofgartenstraße 

Von Kö-Passage in nordöstliche Richtung bis in 
Höhe Dreischeibenhaus, ca. 177 m, von Drei­
scheibenhaus in südliche Richtung bis Schadow­
straße, ca. 210 m, in westliche Richtung bis Kö-

Passage, ca. 156 m, Gemeindestraße, für Fuß­
gänger, Anlieger und Ladeverkehr. 

Ein entsprechender Plan kann während der 
Dienststunden, 

montags bis donnerstags 
in der Zeit von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
sowie 
freitags 
in der Zeit von 8.00 Uhr bis 14.00 Uhr 

beim Amt für Verkehrsmanagement 
Auf´m Hennekamp 45 
10. Etage, Zimmer 10.05 

eingesehen werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen die Widmung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die 
Klage ist beim Verwaltungsgericht Düsseldorf 
(Bastionstraße 39, 40213 Düsseldorf oder Post­
fach 200860, 40105 Düsseldorf) schriftlich oder 
zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle oder in elektronischer Form nach 
Maßgabe der Verordnung über den elektroni­
schen Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerich­
ten und den Finanzgerichten im Lande Nordrhein-
Westfalen (Elektronische Rechtsverkehrsverord­
nung Verwaltungs- und Finanzgerichte - ERVVO 
VG/FG) vom 7. November 2012 (GV. NRW S. 
548) zu erheben. Wird die Klage schriftlich erho­
ben, so soll sie möglichst dreifach eingereicht 
werden. 

Der Oberbürgermeister 
Amt für Verkehrsmanagement 

Bekanntmachung 
des Wahlleiters 
Frau Katharina Fetz, Lindenstraße 47, 40233 
Düsseldorf, bei der Wahl zu den Bezirksvertretun­
gen für die Partei BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN in 
die Vertretung des Stadtbezirkes 2 gewählt, hat 
am 20.11.2014 auf das Mandat verzichtet. 

Gemäß § 45 in Verbindung mit § 46a Kommunal­
wahlgesetz wurde über den Listenwahlvorschlag 
der Partei BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN als Listen­
nachfolger Herr Tobias Reichelt, Engelbertstraße 
18, 40233 Düsseldorf, festgestellt und als Mit­
glied in diese Vertretung berufen. 

Gegen diese Feststellung kann binnen eines 
Monats beim Wahlleiter der Landeshauptstadt 
Düsseldorf - Amt für Statistik und Wahlen, Brinck­
mannstraße 5, 40225 Düsseldorf – Einspruch 
eingelegt werden. Der Einspruch ist schriftlich 
einzureichen oder mündlich zur Niederschrift zu 
erklären. Die Frist zur Erhebung des Einspruchs 
beginnt am Tage dieser Bekanntmachung. 

Düsseldorf, den 26. November 2014 

Der Oberbürgermeister 
als Wahlleiter 

Thomas G e i s e l 

Widmung 
von Straßen 
Gemäß §6 des Straßen- und Wegegesetzes NW 
vom 28.11.1961 (GV NW S. 305) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 23.09.1995 (GV NW 
S. 1028) wird die unten näher bezeichnete Ver­
kehrsfläche dem öffentlichen Verkehr gewidmet. 

Alberichweg 

Von Nibelungenstraße bis Schanzenstraße in 
nördliche Richtung, ca. 408 m, Gemeindestraße, 
unbeschränkt. 

Ein entsprechender Plan kann während der 
Dienststunden, 

montags bis donnerstags 
in der Zeit von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
sowie 
freitags 
in der Zeit von 8.00 Uhr bis 14.00 Uhr 

beim Amt für Verkehrsmanagement 
Auf´m Hennekamp 45 
10. Etage, Zimmer 10.05 

eingesehen werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen die Widmung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die 
Klage ist beim Verwaltungsgericht Düsseldorf 
(Bastionstraße 39, 40213 Düsseldorf oder Post­
fach 200860, 40105 Düsseldorf) schriftlich oder 
zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle oder in elektronischer Form nach 
Maßgabe der Verordnung über den elektroni­
schen Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerich­
ten und den Finanzgerichten im Lande Nordrhein-
Westfalen (Elektronische Rechtsverkehrsverord­
nung Verwaltungs- und Finanzgerichte - ERVVO 
VG/FG) vom 7. November 2012 (GV. NRW S. 
548) zu erheben. Wird die Klage schriftlich erho­
ben, so soll sie möglichst dreifach eingereicht 
werden. 

Der Oberbürgermeister 
Amt für Verkehrsmanagement 

Widmung 
von Straßen 
Gemäß §6 des Straßen- und Wegegesetzes NW 
vom 28.11.1961 (GV NW S. 305) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 23.09.1995 (GV NW 
S. 1028) wird die unten näher bezeichnete Ver­
kehrsfläche dem öffentlichen Verkehr gewidmet. 

Brüsseler Straße Rampe 

Von Willstätterstraße in südwestliche Richtung, 
ca. 104 m, Gemeindestraße, unbeschränkt. 

Ein entsprechender Plan kann während der 
Dienststunden, 
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montags bis donnerstags 
in der Zeit von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
sowie 
freitags 
in der Zeit von 8.00 Uhr bis 14.00 Uhr 

beim Amt für Verkehrsmanagement 
Auf´m Hennekamp 45 
10. Etage, Zimmer 10.05 

eingesehen werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen die Widmung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die 
Klage ist beim Verwaltungsgericht Düsseldorf 
(Bastionstraße 39, 40213 Düsseldorf oder Post­
fach 200860, 40105 Düsseldorf) schriftlich oder 
zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle oder in elektronischer Form nach 
Maßgabe der Verordnung über den elektroni­
schen Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerich­
ten und den Finanzgerichten im Lande Nordrhein-
Westfalen (Elektronische Rechtsverkehrsverord­
nung Verwaltungs- und Finanzgerichte - ERVVO 
VG/FG) vom 7. November 2012 (GV. NRW S. 
548) zu erheben. Wird die Klage schriftlich erho­
ben, so soll sie möglichst dreifach eingereicht 
werden. 

Der Oberbürgermeister 
Amt für Verkehrsmanagement 

Widmung 
von Straßen 
Gemäß §6 des Straßen- und Wegegesetzes NW 
vom 28.11.1961 (GV NW S. 305) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 23.09.1995 (GV NW 
S. 1028) wird die unten näher bezeichnete Ver­
kehrsfläche dem öffentlichen Verkehr gewidmet. 

Greifweg/Schanzenstraße Verbindungsweg 

Von Schanzenstraße bis Greifweg in nördliche 
Richtung, ca. 47 m, Gemeindestraße, unbe­
schränkt. 

Ein entsprechender Plan kann während der 
Dienststunden, 

montags bis donnerstags 
in der Zeit von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
sowie 
freitags 
in der Zeit von 8.00 Uhr bis 14.00 Uhr 

beim Amt für Verkehrsmanagement 
Auf´m Hennekamp 45 
10. Etage, Zimmer 10.05 

eingesehen werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen die Widmung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die 
Klage ist beim Verwaltungsgericht Düsseldorf 

(Bastionstraße 39, 40213 Düsseldorf oder Post­
fach 200860, 40105 Düsseldorf) schriftlich oder 
zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle oder in elektronischer Form nach 
Maßgabe der Verordnung über den elektroni­
schen Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerich­
ten und den Finanzgerichten im Lande Nordrhein-
Westfalen (Elektronische Rechtsverkehrsverord­
nung Verwaltungs- und Finanzgerichte - ERVVO 
VG/FG) vom 7. November 2012 (GV. NRW S. 
548) zu erheben. Wird die Klage schriftlich erho­
ben, so soll sie möglichst dreifach eingereicht 
werden. 

Der Oberbürgermeister 
Amt für Verkehrsmanagement 

Widmung 
von Straßen 
Gemäß §6 des Straßen- und Wegegesetzes NW 
vom 28.11.1961 (GV NW S. 305) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 23.09.1995 (GV NW 
S. 1028) wird die unten näher bezeichnete Ver­
kehrsfläche dem öffentlichen Verkehr gewidmet. 

Heerdter Lohweg 

Von Am Albertussee in nördliche Richtung, ca. 
104 m, Gemeindestraße, unbeschränkt. 

Ein entsprechender Plan kann während der 
Dienststunden, 

montags bis donnerstags 
in der Zeit von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
sowie 
freitags 
in der Zeit von 8.00 Uhr bis 14.00 Uhr 

beim Amt für Verkehrsmanagement 
Auf´m Hennekamp 45 
10. Etage, Zimmer 10.05 

eingesehen werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen die Widmung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die 
Klage ist beim Verwaltungsgericht Düsseldorf 
(Bastionstraße 39, 40213 Düsseldorf oder Post­
fach 200860, 40105 Düsseldorf) schriftlich oder 
zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle oder in elektronischer Form nach 
Maßgabe der Verordnung über den elektroni­
schen Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerich­
ten und den Finanzgerichten im Lande Nordrhein-
Westfalen (Elektronische Rechtsverkehrsverord­
nung Verwaltungs- und Finanzgerichte - ERVVO 
VG/FG) vom 7. November 2012 (GV. NRW S. 
548) zu erheben. Wird die Klage schriftlich erho­
ben, so soll sie möglichst dreifach eingereicht 
werden. 

Der Oberbürgermeister 
Amt für Verkehrsmanagement 

Widmung 
von Straßen 
Gemäß §6 des Straßen- und Wegegesetzes NW 
vom 28.11.1961 (GV NW S. 305) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 23.09.1995 (GV NW 
S. 1028) wird die unten näher bezeichnete Ver­
kehrsfläche dem öffentlichen Verkehr gewidmet. 

Pariser Straße 

Von Pariser Straße Nr. 24 in nordwestliche Rich­
tung, ca. 85 m, Gemeindestraße, unbeschränkt. 

Ein entsprechender Plan kann während der 
Dienststunden, 

montags bis donnerstags 
in der Zeit von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
sowie 
freitags 
in der Zeit von 8.00 Uhr bis 14.00 Uhr 

beim Amt für Verkehrsmanagement 
Auf´m Hennekamp 45 
10. Etage, Zimmer 10.05 

eingesehen werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen die Widmung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die 
Klage ist beim Verwaltungsgericht Düsseldorf 
(Bastionstraße 39, 40213 Düsseldorf oder Post­
fach 200860, 40105 Düsseldorf) schriftlich oder 
zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle oder in elektronischer Form nach 
Maßgabe der Verordnung über den elektroni­
schen Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerich­
ten und den Finanzgerichten im Lande Nordrhein-
Westfalen (Elektronische Rechtsverkehrsverord­
nung Verwaltungs- und Finanzgerichte - ERVVO 
VG/FG) vom 7. November 2012 (GV. NRW S. 
548) zu erheben. Wird die Klage schriftlich erho­
ben, so soll sie möglichst dreifach eingereicht 
werden. 

Der Oberbürgermeister 
Amt für Verkehrsmanagement 

Widmung 
von Straßen 
Gemäß §6 des Straßen- und Wegegesetzes NW 
vom 28.11.1961 (GV NW S. 305) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 23.09.1995 (GV NW 
S. 1028) wird die unten näher bezeichnete Ver­
kehrsfläche dem öffentlichen Verkehr gewidmet. 

Prinzenallee 

Von Willstätterstraße in nordöstliche Richtung, ca. 
144 m, Gemeindestraße, unbeschränkt. 

Ein entsprechender Plan kann während der 
Dienststunden, 
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montags bis donnerstags 
in der Zeit von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
sowie 
freitags 
in der Zeit von 8.00 Uhr bis 14.00 Uhr 

beim Amt für Verkehrsmanagement 
Auf´m Hennekamp 45 
10. Etage, Zimmer 10.05 

eingesehen werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen die Widmung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die 
Klage ist beim Verwaltungsgericht Düsseldorf 
(Bastionstraße 39, 40213 Düsseldorf oder Post­
fach 200860, 40105 Düsseldorf) schriftlich oder 
zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle oder in elektronischer Form nach 
Maßgabe der Verordnung über den elektroni­
schen Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerich­
ten und den Finanzgerichten im Lande Nordrhein-
Westfalen (Elektronische Rechtsverkehrsverord­
nung Verwaltungs- und Finanzgerichte - ERVVO 
VG/FG) vom 7. November 2012 (GV. NRW S. 
548) zu erheben. Wird die Klage schriftlich erho­
ben, so soll sie möglichst dreifach eingereicht 
werden. 

Der Oberbürgermeister 
Amt für Verkehrsmanagement 

Widmung 
von Straßen 
Gemäß §6 des Straßen- und Wegegesetzes NW 
vom 28.11.1961 (GV NW S. 305) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 23.09.1995 (GV NW 
S. 1028) wird die unten näher bezeichnete Ver­
kehrsfläche dem öffentlichen Verkehr gewidmet. 

Schanzenstraße 

Von Greifweg bis Willstätterstraße in nordwestli­
che Richtung, ca. 131 m, Gemeindestraße, unbe­
schränkt. 

Ein entsprechender Plan kann während der 
Dienststunden, 

montags bis donnerstags 
in der Zeit von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
sowie 
freitags 
in der Zeit von 8.00 Uhr bis 14.00 Uhr 

beim Amt für Verkehrsmanagement 
Auf´m Hennekamp 45 
10. Etage, Zimmer 10.05 

eingesehen werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen die Widmung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die 
Klage ist beim Verwaltungsgericht Düsseldorf 
(Bastionstraße 39, 40213 Düsseldorf oder Post­
fach 200860, 40105 Düsseldorf) schriftlich oder 
zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle oder in elektronischer Form nach 
Maßgabe der Verordnung über den elektroni­
schen Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerich­
ten und den Finanzgerichten im Lande Nordrhein-
Westfalen (Elektronische Rechtsverkehrsverord­
nung Verwaltungs- und Finanzgerichte - ERVVO 
VG/FG) vom 7. November 2012 (GV. NRW S. 
548) zu erheben. Wird die Klage schriftlich erho­
ben, so soll sie möglichst dreifach eingereicht 
werden. 

Der Oberbürgermeister 
Amt für Verkehrsmanagement 

Widmung 
von Straßen 
Gemäß §6 des Straßen- und Wegegesetzes NW 
vom 28.11.1961 (GV NW S. 305) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 23.09.1995 (GV NW 
S. 1028) wird die unten näher bezeichnete Ver­
kehrsfläche dem öffentlichen Verkehr gewidmet. 

Umfahrung Parkhaus Alberichweg 

Von Prinzenallee in südwestliche Richtung, ca. 
193 m, danach in südliche Richtung um das Park­
haus herum, ca. 94 m, von dort aus in nördliche 
Richtung bis Prinzenallee, ca. 193 m Gemeinde­
straße, unbeschränkt. 

Ein entsprechender Plan kann während der 
Dienststunden, 

montags bis donnerstags 
in der Zeit von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
sowie 
freitags 
in der Zeit von 8.00 Uhr bis 14.00 Uhr 

beim Amt für Verkehrsmanagement 
Auf´m Hennekamp 45 
10. Etage, Zimmer 10.05 

eingesehen werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen die Widmung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die 
Klage ist beim Verwaltungsgericht Düsseldorf 
(Bastionstraße 39, 40213 Düsseldorf oder Post­
fach 200860, 40105 Düsseldorf) schriftlich oder 
zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle oder in elektronischer Form nach 
Maßgabe der Verordnung über den elektroni­

schen Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerich­
ten und den Finanzgerichten im Lande Nordrhein-
Westfalen (Elektronische Rechtsverkehrsverord­
nung Verwaltungs- und Finanzgerichte - ERVVO 
VG/FG) vom 7. November 2012 (GV. NRW S. 
548) zu erheben. Wird die Klage schriftlich erho­
ben, so soll sie möglichst dreifach eingereicht 
werden. 

Der Oberbürgermeister 
Amt für Verkehrsmanagement 

Aufhebung der Sperr
bezirks­Anordnung 
zum Schutz gegen 
die Verbreitung der 
Amerikanischen 
Faulbrut der Bienen 
vom 26.08.2014 

­

Die Amerikanische Faulbrut der Bienen auf dem 
Gebiet der Landeshauptstadt Düsseldorf ist erlo­
schen. 

Der Oberbürgermeister der Landeshauptstadt 
Düsseldorf erlässt als zuständige Behörde daher 
folgende Verfügung: 

I. 
Die tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung 
über die Feststellung der Amerikanischen Faul­
brut bei Bienen und Anordnung eines Sperrbe­
zirks vom 26.08.2014, bekanntgemacht in der 
Rheinischen Post vom 13.09.2014, wird hiermit 
aufgehoben. 

II. 
Die Verfügung tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft 

Düsseldorf, den 28.11.2014 

Im Auftrag 
gez. 
Klaus Meyer
Amtstierarzt 
der Landeshauptstadt 
Düsseldorf 
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